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betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Srb und Genossen vom 13~Oktober 1989~ Nr. 

4363/J-NR/1989. "GebUhrenbefreiung fUr das 

Mobiltelefon" '-I31..51AB 

1989-12- f 3 

zu lf36.3/J Ihre Fragen 

"Sind Sie ber~it, sich fUr eine Befreiung von der Grund

gebUhr nach dem Muster der Gebührenbefreiung für das 

Standardtelefon einzusetzen'?" 

"Ab wann könnte eine derartige GebUhrenbefreiungin Kraft 

treten?" 

darf ich wie folgt beantworten: 

Im Zusammenhang mit Ihrer Frage sei grundsätzlich bemerkt, 

daß durch die Liberalisierungsmaßnahmen der österreichischen 

Post im Telekommunikationsendger~tebeieich derar~ige Geräte 

nicht nur von der Post gegen Entrichtung einer Uberla~sungs

gebUhr (Miete), sondern auch am freien M~rkt bezogen werden 

können. 

Die technische Voraussetzung für ein "Mobiltelefon" (Schnur:'" 

lostelefon) ist das Vorhandensein eines Standardtelefon

anschlusses. Ein solcher TelefonanschlUß wird dem in Rede 

stehenden Personenkreis - nach Schätzungen der Post sind 

dies rund 100.000 Personen - sofern die Voraussetzungen im 

Sinne ,der geltenden Befreiungsbestimmungen erfUllt werden. 

bereits jetzt von der Post gebUhrenfrei Uberlassen. DarUber 
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hinaus stellt die Post gemeinsam mit der österreichischen 

Postsparkasse einen bestimmten Betrag zur VerfUgung, aus dem 

nach einem vorangegangenen strengen Ausleseverfahren in ~anz 

besonders gelagerten Einzelfällen die kostenlose Uberlassung 

~ines Schnurlostelefons an schwerstbehinderte Personen 

grundsätzlich befristet auf 1 Jahr finanziert wird. 

Wollte man Ihrer Anregung folgen und die Gebtthrenbefreiung 

auch noch auf Schnurlostelefone ausdehnen.- die monatliche 

ZusatzgebUhr fUr diese Einrichtung beträgt Ubrigens je nach 

technischer Ausstattung 180,-- 5 bzw. 230.-- S. - so wUrde 

sich. entgegen den Intentionen der letzten FernmeldegebUhren

novelle, der aus den derzeitigen Befreiungen entstehende 

GebUhrenentgang von mehr als 800 Mio beträchtlich (d.h. um 

200 - 300 Mio S) erhöhen. 
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